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zu dem Protokoll vom 24. Februar 1988 

zur Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, 
die der internationalen Zivilluftfahrt dienen 


A. Zielsetzung 

Gewaltakte gegen den zivilen Luftverkehr, die ernste Gefahren für 
Leben und Gesundheit Unbeteiligter verursachen, den Betrieb von 
Luftverkehrsdiensten erheblich stören und das Vertrauen in die 
Sicherheit des zivilen Luftverkehrs untergraben können, beschränken 
sich nicht nur auf Anschläge, die gegen im Einsatz befindliche Luft- 
fahrzeuge gerichtet sind. In gleicher Weise stellen gewalttätige Hand- 
lungen auf Flughäfen, die der Zivilluftfahrt dienen, eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Sicherheit von Personen auf Flughäfen und der 
sicheren und geordneten Durchführung der Zivilluftfahrt dar. Auch 
diese Erscheinungsformen der Gewalt gilt es verstärkt zu bekämpfen. 
Hierfür sind international abgestimmte Maßnahmen unerläßlich. 

B. Lösung 

Das in Montreal am 24. Februar 1988 beschlossene Protokoll ergänzt 
das von der Bundesrepublik Deutschland ratifizierte Montrealer Über- 
einkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt vom 23. September 1971 (BGBl. 1977 II 
S. 1229). Das Übereinkommen in Verbindung mit dem von der Bun- 
desrepublik Deutschland ebenfalls ratifizierten Haager Übereinkommen 
vom 16. Dezember 1970 (BGBl. 1972 II S. 1505) soll die weltweite 
Verfolgung von Gewalttaten gegen die Zivilluftfahrt sicherstellen und 
eine präventive Wirkung entfalten. Bislang betrafen diese Überein- 
kommen im wesentlichen Gewaltakte, die gegen im Flug bzw. im 
Einsatz befindliche Luftfahrzeuge gerichtet sind. Mit dem (Ergän- 
zungs-) Protokoll vom 24. Februar 1988 soll darüber hinaus durch 
international abgestimmte Maßnahmen eine effektivere Bekämpfung 
krimineller Gewaltakte, die auf internationalen Zivilflughäfen begangen 
werden und sich nicht speziell auf im Einsatz befindliche Luftfahrzeuge 
beziehen, erreicht werden. Die Vertragsstaaten werden hierdurch 
verpflichtet, 

- gewalttätige Handlungen gegen Personen auf internationalen Zivil- 
flughäfen, die Zerstörung oder schwere Beschädigung von Einrich- 
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tungen solcher Flughäfen und von dort befindlichen zivilen Luftfahr- 
zeugen sowie die Unterbrechung der Dienste des Flughafens, 
sofern hierdurch die Sicherheit auf dem Flughafen gefährdet wer- 
den kann, mit Strafen zu bedrohen; 

- gegen Täter einer solchen Handlung die Strafverfolgung einzulei- 
ten, soweit nicht eine Auslieferung an einen anderen Staat erfolgt; 

- solche Taten als auslieferungsfähige Delikte anzuerkennen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die vorgesehenen Rege- 
lungen und die Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet; 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 

das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (131) - 951 00 - Si 20/92 Bonn, den 31. August 1992 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 24. Februar 1988 zur Bekämpfung 
widerrechtlicher gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internatio- 
nalen Zivilluftfahrt dienen 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 645. Sitzung am 10. Juli 1992 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1. 

Entwurf 

Gesetz 

zu dem Protokoll vom 24. Februar 1988 
zur Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger Handlungen 
auf Flughäfen, die der internationalen Zivilluftfahrt dienen 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Montreal am 24. Februar 1988 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung gewalttätiger Handlungen auf Flug- 
häfen, die der internationalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. Sep- 
tember 1971 in Montreal beschlossenen Übereinkommens zur Bekämpfung 
widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt wird zuge- 
stimmt. Das Protokoll wird nachstehend mit einer deutschen Übersetzung ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel VI Abs. 1 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Protokoll findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht den Erfordernissen des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Protokoll für die Bundesrepublik 
Deutschland nach seinem Artikel VI Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit zusätzlichen Kosten belastet. Nach Inkrafttreten des Protokolls für die Bun- 
desrepublik Deutschland kann es zu einem geringfügig höheren Eingang auslän- 
discher Rechtshilfeersuchen kommen. Dadurch entstehender Mehraufwand wird 
jedoch mit den vorhandenen Kräften erledigt werden können. Mit einem Anstieg 
staatlicher Gebühren ist nicht zu rechnen. Einzelpreise in anderen Bereichen 
werden von diesem Gesetzgebungsvorhaben ebenfalls nicht berührt, so daß sich 
Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
nicht ergeben werden. 


5 



Drucksache 12/3196 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Protokoll 

zur Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger Handlungen 
auf Flughäfen, die der internationalen Zivilluftfahrt dienen, 
in Ergänzung des am 23. September 1971 ih Montreal beschlossenen 
Übereinkommens zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen 
gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt 


Protocol 

for the Suppression of Unlawful Acts of Violence 
at Airports Serving International Civil Aviation, 
Supplementary to the Convention for the Suppression of Unlawful Acts 
against the Safety of Civil Aviation, 

Done at Montreal on 23 September 1971 


Protocole 

pour la repression des actes illicites de violence 
dans les aeroports servant ä l’aviation civile internationale, 
complementaire ä la Convention pour la repression d’actes illicites 
diriges contre la securite de l’aviation civile, 
faite ä Montreal le 23 septembre 1971 


The States Parties to this Protocol 

Considering that unlawful acts of violence 
which endanger or are likely to endanger 
the safety of persons at airports serving 
international civil aviation or which jeopar- 
dize the safe Operation of such airports 
undermine the confidence of the peoples of 
the world in safety at such airports and 
disturb the safe and orderly conduct of civil 
aviation for all States; 


Considering that the occurrence of such 
acts is a matter of grave concern to the 
international community and that, for the 
purpose of deterring such acts, there is 
an urgent need to provide appropriate 
measures for punishment of offenders; 

Considering that it is necessary to adopt 
provisions supplementary to those of the 
Suppression of Unlawful Acts against the 
Convention for the Safety of Civil Aviation, 
done at Montreal on 23 September 1971, to 
deal with such unlawful acts of violence at 
airports serving international civil aviation; 


Have agreed as follows: 


Article I 

This Protocol Supplements the Conven- 
tion for the Suppression of Unlawful Acts 


Les Etats parties au present protocole, 

considerant que les actes illicites de vio- 
lence qui compromettent ou sont de nature 
ä compromettre la säcurite des personn es 
dans les aeroports servant ä l’aviation civile 
internationale ou qui mettent en danger la 
securite de l’exploitation de ces aeroports, 
minent la confiance des peuples du monde 
dans la securite de ces aeroports et pertur- 
bent la säcurite et la bonne marche de 
l’aviation civile pour tous les Etats, 


considerant que de tels actes preoccu- 
pent gravement la communaute internatio- 
nale et que, dans le but de prevenir ces 
actes, il est urgent de prevoir les mesures 
appropriees en vue de la punition de leurs 
auteurs, 

considerant qu’il est necessaire d’adopter 
des dispositions complementaires ä celles 
de la Convention pour la repression d’actes 
illicites diriges contre la securite de Taxa- 
tion civile, faite ä Montreal le 23 septembre 
1971, en vue de traiter de tels actes illicites 
de violence dans les aeroports servant ä 
l’aviation civile internationale, 


sont convenus des dispositions sui- 
vantes: 

Article premier 

Le present protocole complete la 
Convention pour la repression d’actes illi- 


(Übersetzung) 

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls - 

in der Erwägung, daß widerrechtliche 
gewalttätige Handlungen, welche die 
Sicherheit von Personen auf Flughäfen, die 
der internationalen Zivilluftfahrt dienen, 
gefährden oder zu gefährden geeignet sind 
oder eine Gefahr für den sicheren Betrieb 
dieser Flughäfen darstellen, das Vertrauen 
der Völker der Welt in die Sicherheit auf 
diesen Flughäfen untergraben und die 
sichere und geordnete Durchführung der 
Zivilluftfahrt für alle Staaten beeinträchti- 
gen, 

in der Erwägung, daß solche Handlungen 
der Völkergemeinschaft Anlaß zu ernster 
Besorgnis geben und daß es zur Abschrek- 
kung von solchen Handlungen dringend 
notwendig ist, geeignete Maßnahmen zur 
Bestrafung der Täter vorzusehen, 

in der Erwägung, daß es notwendig ist, in 
Ergänzung des am 23. September 1971 in 
Montreal beschlossenen Übereinkommens 
zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlun- 
gen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt 
Bestimmungen anzunehmen, um solchen 
widerrechtlichen gewalttätigen Handlungen 
auf Flughäfen, die der internationalen Zivil- 
luftfahrt dienen, entgegenzutreten - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel I 

Dieses Protokoll ergänzt das am 23. Sep- 
tember 1 971 in Montreal beschlossene 
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against the Safety of Civil Aviation, done at 
Montreal on 23 September 1971 (hereinaf- 
ter referred to as “the Convention”), and, as 
between the Parties to this Protocol, the 
Convention and the Protocol shall be read 
and interpreted together as one single in- 
strument. 

Article II 

1 . In Article 1 of the Convention, the follow- 
ing shall be added as new paragraph 

-J bis. 

“I“ 8 . Any person commits an offence if 
he unlawfully and intentional ly, 
using any device, substance or 
weapon: 

(a) performs an act of violence 
against a person at an airport 
serving international civil avia- 
tion which causes or is likely to 
cause serious injury or death; 
or 


(b) destroys or seriously damages 
the facilities of an airport serv- 
ing international civil aviation 
or aircraft not in service lo- 
cated thereon or disrupts the 
Services of the airport, 


if such an act endangers or is likely 
to endanger safety at that airport.” 


2. In paragraph 2 (a) of Article 1 of the 
Convention, the following words shall be 
inserted after the words “paragraph 1”: 

“or paragraph 1 bis ”. 

Article III 

In Article 5 of the Convention, the follow- 
ing shall be added as paragraph 2“®: 

“2 bis . Each Contracting State shall likewise 
take such measures as may be neces- 
sary to establish its jurisdiction over 
the offences mentioned in Article 1, 
paragraph l* 5 , and in Article 1, para- 
graph 2, in so far as that paragraph 
relates to those offences, in the case 
where the alleged offender is present 
in its territory and it does not extradite 
him pursuant to Article 8 to the State 
mentioned in paragraph 1 (a) of this 
Article.” 


Article IV 

This Protocol shall be open for signature 
at Montreal on 24 February 1 988 by States 
participating in the International Conference 


cites diriges contre la securite de l’aviation 
civile, faite ä Montreal le 23 septembre 1971 
(nommee ci-apres «la convention»), et, en- 
tre les Parties au present protocole, la 
convention et le protocole seront consi- 
deres et interpretös comme un seul et 
meme instrument. 

Article II 

1. A l’article 1 er de la convention, le nou- 
veau paragraphe I* 8 suivant est ajoutö: 

«l“ 8 . Commet une infraction pönale 
toute personne qui, illicitement et 
intentionnellement, ä l’aide d’un 
dispositif, d’une substance ou 
d’une arme: 

a) accomplit ä l’encontre d’une 
personne, dans un aöroport 
servant ä l’aviation civile inter- 
nationale, un acte de violence 
qui cause ou est de nature ä 
causer des blessures graves 
ou la mort; ou 

b) detruit ou endommage grave- 
ment les installations d’un ae- 
roport servant ä l’aviation civile 
internationale ou des aöronefs 
qui ne sont pas en service et 
qui se trouvent dans l’aöroport 
ou interrompt les Services de 
l’aeroport, 


si cet acte compromet ou est de 
nature ä compromettre la söcurite 
dans cet aeroport.» 

2. Au paragraphe 2, alinea a, de l’article 1 er 
de la convention, les mots suivants sont 
inseres apres les mots «para- 
graphe 1 er »: 

«ou au paragraphe l* 8 ». 

Article III 

A l’article 5 de la convention, le para- 
graphe 2 bis suivant est ajoute: 

«2 bis . Tout Etat contractant prend egalement 
les mesures nöcessaires pour etablir 
sa competence aux fins de connaitre 
des infractions prevues au para- 
graphe 1* 8 de l’article 1 er et au para- 
graphe 2 du meme article, pour autant 
que ce dernier paragraphe concerne 
lesdites infractions, dans le cas oü 
l’auteur presume de l’une d’elles se 
trouve sur son territoire et oü ledit Etat 
ne l’extrade pas conformement ä I’ arti- 
cle 8 vers l ’ Etat vise ä l’alinea a) du 
paragraphe 1 ef du präsent article.» 


Article IV 

, Le present protocole sera ouvert le 24 fe- 
vrier 1988 ä Montröal ä la signature des 
Etats participant ä la Conference internatio- 


Übereinkommen zur Bekämpfung wider- 
rechtlicher Handlungen gegen die Sicher- 
heit der Zivilluftfahrt (im folgenden als 
„Übereinkommen“ bezeichnet); zwischen 
den Vertragsparteien dieses Protokolls wer- 
den das Übereinkommen und das Protokoll 
als eine einzige Übereinkunft angesehen 
und ausgelegt. 

Artikel II 

(1) In Artikel 1 des Übereinkommens wird 
der folgende neue Absatz 1 Ws hinzuge- 
fügt: 

„(l* 8 ) Eine strafbare Handlung begeht 
jede Person, die widerrechtlich 
und vorsätzlich unter Verwen- 
dung einer Vorrichtung, einer 
anderen Sache oder eine Waffe 

a) auf einem Flughafen, welcher 
der internationalen Zivilluft- 
fahrt dient, gegen eine Per- 
son eine gewalttätige Hand- 
lung verübt, die eine schwere 
Verletzung oder den Tod ver- 
ursacht oder zu verursachen 
geeignet ist, oder 

b) die Einrichtungen eines Flug- 
hafens, welcher der interna- 
tionalen Zivilluftfahrt dient, 
oder ein nicht im Einsatz 
befindliches Luftfahrzeug, 
das sich auf diesem Flug- 
hafen befindet, zerstört oder 
schwer beschädigt oder die 
Dienste des Flughafens 
unterbricht, 

wenn diese Handlung die 
Sicherheit auf diesem Flughafen 
gefährdet oder zu gefährden 
geeignet ist.“ 

(2) In Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a des 
Übereinkommens werden nach den 
Worten „Absatz 1“ die folgenden 
Worte eingefügt: 

„oder Absatz l* 8 “. 

Artikel III 

In Artikel 5 des Übereinkommens wird der 
folgende Absatz 2*® hinzugefügt: 

„(2 bis ) Ebenso trifft jeder Vertragsstaat die 
notwendigen Maßnahmen, um 
seine Gerichtsbarkeit über die straf- 
baren Handlungen nach Artikel 1 
Absatz 1 0,8 und nach Artikel 1 Absatz 
2, soweit dieser sich auf solche 
strafbaren Handlungen bezieht, für 
den Fall zu begründen, daß der Ver- 
dächtige sich in seinem Hoheitsge- 
biet befindet und daß der betref- 
fende Staat in nicht nach Artikel 8 
an den in Absatz 1 Buchstabe a des 
vorliegenden Artikels genannten 
Staat ausliefert.“ 

Artikel IV 

Dieses Protokoll liegt am 24. Februar 
1988 in Montreal für die Teilnehmerstaaten 
der vom 9. bis 24. Februar in Montreal 
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on Air Law held at Montreal from 9 to 
24 February 1 988. After 1 March 1 988, the 
Protocol shall be open for signature to all 
States in London, Moscow, Washington and 
Montreal, unti! it enters into force in accord- 
ance with Article VI. 

Article V 

1 . This Protocol shall be subject to ratifica- 
tion by the signatory States. 

2. Any State which is not a Contracting 
State to the Convention may ratify this 
Protocol if at the same time it ratifies or 
accedes to the Convention in accord- 
ance with Articte 1 5 thereof. 

3. Instruments of ratification shall be 
deposited with the Governments of the 
Union of Soviet Socialist Republics, the 
United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland and the United States 
of America or with the International Civil 
Aviation Organization, which are hereby 
designated the Depositaries. 


Article VI 

1. As soon as ten of the signatory States 
have deposited their instruments of 
ratification of this Protocol, it shall enter 
into force between them on the thirtieth 
day after the date of the deposit of the 
tenth instrument of ratification. It shall 
enter into force for each State which 
deposits its instrument of ratification af- 
ter that date on the thirtieth day after 
deposit of its instrument of ratification. 

2. As soon as this Protocol enters into 
force, it shall be registered by the De- 
positaries pursuant to Article 1 02 of the 
Charter of the United Nations and pur- 
suant to Article 83 of the Convention on 
International Civil Aviation (Chicago, 
1944). 

Article VII 

1 . This Protocol shall, after it has entered 
into force, be open for accession by any 
non-signatory State. 

2. Any State which is not a Contracting 
State to the Convention may accede to 
this Protocol if at the same time it ratifies 
or accedes to the Convention in accord- 
ance with Article 15 thereof. 

3. Instruments of accession shall be 
deposited with the Depositaries and 
accession shall take effect on the 
thirtieth day after the deposit. 

Article VIII 

1. Any Party to this Protocol may de- 
nounce it by written notification address- 
ed to the Depositaries. 

2. Denunciation shall take effect six 
months following the date on which 
notification is received by the De- 
positaries. 


nale de droit aerien, tenue ä Montreal du 
9 au 24 fevrier 1 988. Apres le 1 er mars 1 988, 
il sera ouvert ä la signature de tous les Etats 
ä Londres, ä Moscou, ä Washington et ä 
Montreal, jusqu’ä son enträe en vigueur 
conformäment ä l’article VI. 

Article V 

1 . Le present protocole sera soumis ä la 
ratification des Etats signataires. 

2. Tout Etat qui n’est pas Etat contractant 
ä la Convention peut ratifier le präsent 
protocole si en meme temps il ratifie la 
Convention, ou adhere ä la Convention, 
conformöment ä l’article 15 de celle-ci. 

3. Les instruments de ratification seront 
döposös aupres des gouvernements 
des Etats-Unis d’Amörique, du 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d’lrlande du Nord et de l’Union des Rö- 
publiques socialistes soviätiques, ou de 
l’Organisation de l’Aviation civile inter- 
nationale, qui sont designäs par les prä- 
sentes comme depositaires. 

Article VI 

1 . Lorsque le präsent protocole aura räuni 
les ratifications de dix Etats signataires, 
il entrera en vigueur entre ces Etats le 
trentieme jour apres le däpqt du dixieme 
instrument de ratification. Ä l’egard de 
chaque Etat qui le ratifiera par lä suite, il 
entrera en vigueur le trentieme jour 
apres le depöt de son instrument de 
ratification. 

2. Des son enträe en vigueur, le present 
protocole sera enregisträ par les däposi- 
taires, conformäment aux dispositions 
de l’article 102 de la Charte des Nations 
Unies et de l’article 83 de la Convention 
relative ä r Aviation civile internationale 
(Chicago, 1944). 

Article VII 

1 . Apres son enträe en vigueur, le präsent 
protocole sera ouvert ä l’adhäsion de 
tout Etat non signataire. 

2. Tout Etat qui n’est pas Etat contractant 
a la Convention peut adhärer au present 
protocole si en meme temps il ratifie la 
Convention, ou adhere ä la convention, 
conformäment ä l’article 15 de celle-ci. 

3. Les instruments d’adhäsion seront dä- 
posäs aupräs des depositaires et l’a- 
dhäsion produira ses effets le trentieme 
jour apres ce däpöt. 

Article VIII 

1. Toute Partie au präsent protocole pour- 
ra le denoncer par voie de notification 
ächte adressäe aux depositaires. 

2. La denonciation produira ses effets six 
mois apres la date ä laquelle la notifica- 
tion aura ete regue par les däpositaires. 


abgehaltenen Internationalen Luftrechts- 
konferenz zur Unterzeichnung auf. Nach 
dem 1 . März 1988 liegt das Protokoll bis zu 
seinem Inkrafttreten gemäß Artikel V! für 
alle Staaten in London, Moskau, Washing- 
ton und Montreal zur Unterzeichnung auf. 

Artikel V 

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifika- 
tion durch die Unterzeichnerstaaten. 

(2) Ein Staat, der nicht Vertragsstaat des 
Übereinkommens ist, kann dieses Protokoll 
ratifizieren, wenn er gleichzeitig das Über- 
einkommen nach dessen Artikel 15 ratifi- 
ziert oder ihm beitritt. 

(3) Die Ratifikationsurkunden werden bei 
den Regierungen der Union der Sozialisti- 
schen Sowjetrepubliken, des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland 
und der Vereinigten Staaten von Amerika 
oder bei der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation hinterlegt, die hiermit zu Ver- 
wahrern bestimmt werden. 


Artikel VI 

(1) Sobald zehn Unterzeichnerstaaten 
ihre Ratifikationsurkunden zu diesem Proto- 
koll hinterlegt haben, tritt es zwischen die- 
sen Staaten am dreißigsten Tag nach Hin- 
terlegung der zehnten Ratifikationsurkunde 
in Kraft. Für jeden Staat, der seine Ratifika- 
tionsurkunde später hinterlegt, tritt es am 
dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner 
Ratifikationsurkunde in Kraft. 

(2) Die Verwahrer lassen dieses Protokoll 
sogleich nach seinem Inkrafttreten gemäß 
Artikel 102 der Charta der Vereinten Natio- 
nen und gemäß Artikel 83 des Abkommens 
über die Internationale Zivilluftfahrt (Chi- 
cago, 1944) registrieren. 


Artikel VII 

(1) Dieses Protokoll steht nach seinem 
Inkrafttreten jedem Staat, der nicht Unter- 
zeichnerstaat ist, zum Beitritt offen. 

(2) Ein Staat, der nicht Vertragsstaat des 
Übereinkommens ist, kann diesem Proto- 
koll beitreten, wenn er gleichzeitig das 
Übereinkommen nach dessen Artikel 15 
ratifiziert oder ihm beitritt. 

(3) Die Beitrittsurkunden werden bei den 
Verwahrern hinterlegt; der Beitritt wird am 
dreißigsten Tag nach der Hinterlegung wirk- 
sam. 


Artikel VIII 

(1) Jede Vertragspartei dieses Protokolls 
kann es durch eine an die Verwahrer 
gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. 

(2) Die Kündigung wird sechs Monate 
nach Eingang der Notifikation bei den Ver- 
wahrern wirksam. 
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3. Denunciation of this Protocol shall not of 
itself have the effect of denunciation of 
the Convention. 

4. Denunciation of the Convention by a 
Contracting State to the Convention as 
supplemented by this Protocol shall also 
have the effect of denunciation of this 
Protocol. 

Article IX 

1. The Depositaries shall promptly inform 
all signatory and acceding States to this 
Protocol and all signatory and acceding 
States to the Convention: 


(a) of the date of each signature and 
the date of deposit of each instru- 
ment of ratification of, or accession 
to, this Protocol, and 

(b) of the receipt of any notification of 
denunciation of this Protocol and 
the date thereof. 

2. The Depositaries shall also notify the 
States referred to in paragraph 1 of the 
date on which this Protocol enters into 
force in accordance with Article VI. 


In witness whereof the undersigned 
Plenipotentiaries, being duly authorized 
thereto by their Governments, have signed 
this Protocol. 

Done at Montreal on the twenty-fourth 
day of February of the year One Thousand 
Nine Hund red and Eighty-eight, in four 
Originals, each being drawn up in four 
authentic texts in the English, French, 
Russian and Spanish languages. 


3. La denonciation du present protocole 
n’aura pas d’elle-meme reffet d’une de- 
nonciation de la Convention. 

4. La denonciation de la convention par un 
Etat contractant ä la convention complä- 
täe par Je present protocole aura aussi 
l’effet d’une denonciation du present 
protocole. 

Article IX 

1 . Les depositaires informeront rapide- 
ment tous les Etats qui auront signe le 
present protocole ou y auront adhere, 
ainsi que tous les Etats qui auront signe 
la convention ou y auront adhere: 

a) de la date de chaque signature et 
de la date du depöt de chaque ins- 
trument de ratification du present 
protocole ou d'adhesion ä celui-ci; 

b) de la reception de toute notification 
de denonciation du present proto- 
cole, et de la date de cette recep- 
tion. 

2. Les depositaires notifieront egalement 
aux Etats mentionnes au paragraphe 1 w 
de la date ä laquelle le present protocole 
est entre en vigueur conformement ä 
l’article VI. 


En foi de quoi les Plenipotentiaires sous- 
signes, düment autorises, ont signe le pre- 
sent protocole. 

Fait ä Montreal, le vingt-quatrieme jour du 
mois de fevrier de J’an mil neuf cent quatre- 
vingt-huit, en quatre originaux, chacun en 
quatre textes authentiques rediges dans les 
langues frangaise, anglaise, espagnole et 
russe. 


(3) Die Kündigung dieses Protokolls hat 
nicht ohne weiteres die Wirkung einer Kün- 
digung des Übereinkommens. 

(4) Die Kündigung des Übereinkommens 
durch einen Vertragsstaat des durch dieses 
Protokoll ergänzten Übereinkommens hat 
auch die Wirkung einer Kündigung dieses 
Protokolls. 

Artikel IX 

(1) Die Verwahrer unterrichten unverzüg- 
lich alle Unterzeich nerstaaten dieses Proto- 
kolls und alle ihm beitretenden Staaten 
sowie alle Unterzeichnerstaaten des Über- 
einkommens und alle ihm beitretenden 
Staaten über 

a) den Zeitpunkt jeder Unterzeichnung und 
der Hinterlegung jeder Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde zu diesem Proto- 
koll und 

b) den Eingang jeder Kündigungsnotifika- 
tion zu diesem Protokoll und den Zeit- 
punkt des Eingangs. 

(2) Die Verwahrer notifizieren den in 
Absatz 1 bezeichneten Staaten auch den 
Zeitpunkt, zu dem dieses Protokoll nach 
Artikel VI in Kraft tritt. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeich- 
neten, hierzu von ihren Regierungen gehö- 
rig befugten Bevollmächtigten dieses Proto- 
koll unterschrieben. 

Geschehen zu Montreal am 24. Februar 
1 988 in vier Urschriften, jede in vier verbind- 
lichen Wortlauten in englischer, französi- 
scher, russischer und spanischer Sprache. 
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Denkschrift zum Protokoll 
I. Allgemeines 

Das am 24. Februar 1988 in Montreal beschlossene Proto- 
koll ergänzt das Montrealer Übereinkommen vom 23. Sep- 
tember 1971 (BGBl. 1977 II S. 1229), um eine effektivere 
Bekämpfung von Gewaltakten auf internationalen Flug- 
häfen, soweit die Gewaltakte die Sicherheit der internatio- 
nalen Zivilluftfahrt gefährden, sicherzustellen. Es bildet mit 
dem Montrealer Übereinkommen eine Einheit. 

Bereits vor dem Montrealer Übereinkommen sind mit dem 
„Tokioter Abkommen vom 14. September 1963 über straf- 
bare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen 
begangene Handlungen“ und dem Haager „Übereinkom- 
men vom 16. Dezember 1970 zur Bekämpfung der wider- 
rechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen“ völker- 
rechtliche Vertragswerke zum Schutz der Zivilluftfahrt 
gegen Anschläge erarbeitet worden. Das Tokioter Abkom- 
men befaßt sich mit strafbaren, an Bord von Luftfahrzeu- 
gen begangenen Handlungen im allgemeinen, während 
das Haager Übereinkommen Bestimmungen enthält, die 
die Bestrafung von Flugzeugentführern sicherstellen sol- 
len. Beide sind von der Bundesrepublik Deutschland ratifi- 
ziert worden (BGBl. 1969 II S. 121 und 1972 II S. 1505). 

Das Montrealer Übereinkommen, das für über 140 Staaten 
in Kraft ist, betrifft Gewaltakte, die gegen die Sicherheit der 
Zivilluftfahrt gerichtet sind und vom Haager Übereinkom- 
men nicht erfaßt werden. Es verpflichtet die Vertragsstaa- 
ten, bestimmte Straftaten, die gegen Personen an Bord 
eines im Flug befindlichen Luftfahrzeugs bzw. gegen im 
Einsatz befindliche Luftfahrzeuge oder gegen Flugnaviga- 
tionseinrichtungen gerichtet sind, mit schweren Strafen zu 
bedrohen. Die Verfolgung dieser Straftaten wird weltweit 
durch die Bestimmung der Zuständigkeit zumindest eines 
Vertragsstaates für die Aburteilung des Täters sicherge- 
stellt. Gemäß dem Prinzip „dedere aut iudicare“ ist der 
Täter der zuständigen Behörde des Ergreifungsstaates zur 
Strafverfolgung zuzuführen, sofern er nicht an einen ande- 
ren Staat zur Aburteilung ausgeliefert wird. 

Das Spektrum krimineller Gewaltakte, die die Sicherheit 
der internationalen Zivilluftfahrt unterminieren, reicht 
jedoch über Handlungen, die gegen im Einsatz befindliche 
Luftfahrzeuge und deren Insassen gerichtet sind, hinaus. 
Terroristische Anschläge auf dem Athener Flughafen im 
August 1 973 und auf den Flughäfen von Wien und Rom im 
Dezember 1985, sowie Bombenattentate auf den Flug- 
häfen von Frankfurt und Tokio im Juni 1 985 verdeutlichten 
die Grenzen der oben genannten Übereinkommen. 

Vor diesem Hintergrund hatte die Vollversammlung der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) im Okto- 
ber 1 986 einstimmig eine Resolution beschlossen, die den 
Rechtsausschuß der ICAO beauftragte, einen Entwurf für 
ein völkerrechtliches Übereinkommen zur Bekämpfung 
von gewalttätigen Handlungen auf Flughäfen, die dem 
internationalen Zivilluftverkehr dienen, auszuarbeiten. Der 
ICAO-Rechtsausschuß hatte daraufhin im Jahre 1987 
einen Entwurf in Form eines Ergänzungsprotokolls zum 
Montrealer Übereinkommen entwickelt. Das daraus ent- 
standene „Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher 
gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der interna- 
tionalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 
23. September 1971 in Montreal beschlossenen Überein- 


kommens zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen 
gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt“ wurde auf der Inter- 
nationalen Luftrechtskonferenz in Montreal im Februar 
1988 verhandelt und am 24. Februar 1988 beschlossen. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat es am gleichen Tage 
unterzeichnet. Es ist inzwischen für 32 Staaten (Stand: 
30. Juli 1991) in Kraft. 

Das Protokoll besteht aus einer Präambel und 9 Artikeln. 

In der Präambel werden die allgemeinen Ziele des Proto- 
kolls, nämlich die Sicherheit der Zivilluftfahrt auch mit Blick 
auf die Flughäfen zu gewährleisten und präventiv gegen- 
über widerrechtlichen gewalttätigen Handlungen tätig zu 
werden, dargelegt. Zudem wird die ernste Besorgnis der 
Völkergemeinschaft hinsichtlich der von solchen Gewalt- 
akten ausgehenden Gefahren ausgedrückt. Daraus resul- 
tiert die Überzeugung, daß die Völkergemeinschaft gefor- 
dert ist, zur Abschreckung von solchen Handlungen geeig- 
nete Maßnahmen zur Bestrafung der Täter vorzusehen. 

Das Protokoll enthält - in Ergänzung des Montrealer Über- 
einkommens - die Verpflichtung der Vertragsstaaten, die 
Handlungen, die in dem gemäß Artikel II des Protokolls in 
das Montrealer Übereinkommen neu eingefügten Arti- 
kel 1“* genannt sind, mit schweren Strafen zu bedrohen. 
Dies ist in der Bundesrepublik Deutschland bereits heute 
der Fall; die Schaffung neuer materiell-rechtlicher Vor- 
schriften zur Umsetzung des Protokolls ist daher nicht 
erforderlich: 

- Die in Artikel 1* s Buchstabe a genannten Handlungen 
(Beeinträchtigung der körperlichen Integrität) werden 
durch die §§211, 212, 223, 223a, 224, 226 StGB erfaßt. 

- Bei der ersten Variante von Artikel 1** Buchstabe b 
(Zerstörung und Beschädigung von Flughafen-Einrich- 
tungen) werden neben den §§ 303, 304 StGB auch die 
§§ 315, 316b StGB Anwendung finden. 

- Die zweite Variante von Artikel l“* Buchstabe b (Zerstö- 
rung und Beschädigung eines auf einem Internationalen 
Flughafen befindlichen Luftfahrzeugs, das nicht im Ein^ 
satz ist) wird durch die §§ 303, 304, 311, 315 StGB 
abgedeckt. 

- Bei der dritten Variante von Artikel I“ 8 Buchstabe b 
(Unterbrechung der Dienste eines internationalen Flug- 
hafens) kommt als Tathandlung sowohl eine Einwirkung 
auf Menschen als auch auf technische Einrichtungen in 
Betracht. Im ersteren Fall werden die §§ 239, 240 StGB 
Anwendung finden, in Einzelfällen kann auch § 239 b 
StGB erfüllt sein. Einwirkungen auf technische Einrich- 
tungen werden durch die §§315, 316b StGB erfaßt 
werden. 

- Durch die Fortschreibung des Artikels 1 Abs. 2 Buch- 
stabe a des Montrealer Übereinkommens gemäß Arti- 
kel II Abs. 2 des Protokolls sollen auch Versuch der und 
Teilnahme an den in Artikel 1 te genannten Handlungen 
strafbar sein. Auch dieser Forderung entspricht das 
deutsche Recht bereits, da es bei den in Betracht kom- 
menden Tatbeständen sowohl die Strafbarkeit des Ver- 
suchs als auch der Anstiftung und der Beihilfe vorsieht. 

- § 6 Nr. 9 StGB stellt sicher, daß ein in Deutschland 
ergriffener Täter, der eine der vorgenannten Straftaten 
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im Ausland begangen hat, der deutschen Strafverfol- 
gung zugeführt werden kann, wenn er nicht an einen 
ausländischen Staat ausgeliefert wird. Dies entspricht 
der Verpflichtung des durch Artikel III des Protokolls in 
das Montrealer Übereinkommen neu eingefügten Arti- 
kels 5 Abs. 2 bis . 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel I 

Artikel I Satz 1 stellt klar, daß das Protokoll eine Ergänzung 
des Montrealer Übereinkommens vom 23. September 
1971 zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen 
die Sicherheit der Zivilluftfahrt ist. Beides soll ein einheit- 
liches Vertragsinstrument darstellen; aus diesem Grund 
können gemäß Artikel V Abs. 2 des Protokolls Staaten 
dem Protokoll nur beitreten, wenn sie Vertragsstaaten des 
Montrealer Übereinkommens sind oder diesem beitreten. 

Das Montrealer Übereinkommen und das Protokoll sind 
somit als Einheit anzusehen und auszulegen. Artikel I 
Satz 2 legt dies ausdrücklich fest. 

Zu Artikel II 

Diese Bestimmung definiert diejenigen Handjungen, die 
über die bereits im Montreaier Übereinkommen genannten 
Straftaten hinaus einer weltweiten Strafverfolgung unterlie- 
gen sollen. Sie stellt somit das Kernstück des Protokolls 
dar. 

Absatz 1 erweitert durch Einfügung eines neuen Absat- 
zes 1 Ws in Artikel 1 des Montrealer Übereinkommens den 
Katalog der von diesem Übereinkommen erfaßten Straf- 
taten. 

Buchstabe a des neuen Absatzes I* 8 betrifft gewalttätige 
Handlungen gegen Personen, die eine schwere Verlet- 
zung oder den Tod verursachen oder zu verursachen 
geeignet sind. Die Tat muß sich nicht notwendigerweise 
gegen Passagiere oder Flugpersonal richten, da sie ledig- 
lich auf einem der internationalen Zivilluftfahrt dienenden 
Flughafen begangen sein muß. Daher werden auch solche 
Handlungen erfaßt, die den Tod oder eine schwere Verlet- 
zung anderer auf dem Flughafen befindlicher Personen 
verursachen können (z. B. Fluggastabholer, Personal der 
Flughafendienste). 

Buchstabe b dieser Vorschrift enthält drei Varianten mög- 
licher Tathandlungen. 

Die erste Variante erfaßt die Zerstörung oder schwere 
Beschädigung der Einrichtungen eines Flughafens, der 
der internationalen Zivilluftfahrt dient. In Erweiterung von 
Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe d des Montrealer Übereinkom- 
mens in seiner bisherigen Fassung, der sich lediglich auf 
die Beschädigung von Flugnavigationseinrichtungen 
bezog, wird der Schutzbereich des Montrealer Überein- 
kommens nunmehr auch auf die anderen Flughafenein- 
richtungen (z. B. Passagierterminals) erstreckt. 

Die zweite Variante betrifft die Beschädigung oder Zerstö- 
rung von Luftfahrzeugen, die sich auf dem Flughafen 
befinden. Bislang galt das Montrealer Übereinkommen nur 
für die Beschädigung von im Einsatz befindlichen Luftfahr- 
zeugen (Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c in Verbindung mit 
Artikel 2 Buchstabe b des Montrealer Übereinkommens). 

Nach der dritten Variante soll auch die Unterbrechung der 
Dienste eines der internationalen Luftfahrt dienenden 
Flughafens der internationalen Strafverfolgung unterlie- 


gen. Dies kann sowohl durch eine Einwirkung auf Men- 
schen (etwa Drohung mit einem Bombenattentat) als auch 
auf technische Einrichtungen (etwa Lahmlegung der Ener- 
gieversorgung des Flughafens durch einen Sabotageakt) 
erfolgen. 

Bei allen Tathandlungen müssen zusätzlich qualifizierende 
Merkmale erfüllt sein. Zum einen muß die Tat „unter 
Verwendung einer Vorrichtung, einer anderen Sache oder 
Waffe“ begangen werden. Damit wird klargestellt, daß 
besondere Tatwerkzeuge (z. B. Sprengstoffe oder Brand- 
sätze) erforderlich sind. Zum anderen muß die Tat geeig- 
net sein, die Sicherheit auf einem Flughafen, der der 
internationalen Zivilluftfahrt dient, zu gefährden. Tatort 
kann mithin nur ein Flughafen sein, der planmäßig als 
Start- bzw. Landeplatz grenzüberschreitender Flüge 
genutzt wird. Ausgeschlossen vom Anwendungsbereich 
des Protokolls bleiben neben reinen Bagatellfällen auch 
solche Straftaten, die lediglich in einem örtlichen Zusam- 
menhang mit dem internationalen Flughafen stehen, 
jedoch Sicherheit und Betrieb des Flughafens nicht be- 
einträchtigen (z. B. tätliche Auseinandersetzung auf einem 
Flughafen-Parkplatz). 

In subjektiver Hinsicht werden schließlich nur vorsätzliche 
Straftaten erfaßt, d. h. Taten, bei denen der Täter mit 
Wissen und Wollen der Tatbestandsverwirklichung han- 
delt. 

Artikel II Abs. 2 zielt darauf ab, daß auch der Versuch einer 
der vorgenannten Straftaten sowie die Beteiligung an die- 
sen Straftaten erfaßt wird. Hierzu wird Artikel 1 Abs. 2 
Buchstabe a des Montrealer Übereinkommens durch 
Bezugnahme auf den neuen Absatz I* 8 entsprechend 
ergänzt. 

Zu Artikel III 

Durch Artikel III wird ein neuer Absatz 2** in Artikel 5 des 
Montrealer Übereinkommens eingefügt. Diese neue 
Bestimmung ist an den bisherigen Artikel 5 Abs. 2 des 
Montrealer Übereinkommens angelehnt. Sie begründet die 
Verpflichtung der Vertragsstaaten, eine subsidiäre Straf- 
gerichtsbarkeit für den Fall zu begründen, daß sich der 
Verdächtige in ihrem Hoheitsgebiet befindet und nicht an 
einen anderen Staat ausgeliefert wird. Das Prinzip „dedere 
aut iudicare“ bezieht sich somit auf alle in Artikel II genann- 
ten Straftaten. Die Auslieferungsfähigkeit dieser Straftaten 
wird durch Artikel 8 des Montrealer Übereinkommens 
sichergestellt. 

Zu Artikel IV 

Artikel IV regelt Modalitäten der Unterzeichnung des 
Protokolls. 

Zu Artikel V 

Absatz 1 stellt klar, daß das Protokoll der Ratifikation durch 
die Vertragsstaaten bedarf. 

Absatz 2 bestimmt, daß das Protokoll nur denjenigen 
Staaten zur Unterzeichnung offensteht, die entweder 
bereits Vertragsstaaten des Montrealer Übereinkommens 
sind oder dieses Übereinkommen zumindest gleichzeitig 
ratifizieren oder ihm beitreten. Hierdurch wird verdeutlicht, 
daß das Protokoll rein ergänzenden Charakter zum Mont- 
realer Übereinkommen hat und - wie auch durch Artikel I 
ausdrücklich festgelegt - kein Instrument darstellt, das 
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unabhängig und ohne Bezug zum Montrealer Übereinkom- 
men bindende Wirkung entfalten kann. 

Gemäß Absatz 3 wird neben den Regierungen der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Nordirland und der 
Vereinigten Staaten von Amerika auch die Internationale 
Zivilluftfahrt-Organisation zum Verwahrer bestimmt. 

Zu Artikel VI 

Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Protokolls. Nachdem 
10 Unterzeichnerstaaten bis 7. Juli 1989 ihre Ratifikations- 
urkunden hinterlegt hatten, ist es am 6. August 1989 in 
Kraft getreten. Für weitere Staaten wird es jeweils am 
30. Tage nach Hinterlegung der jeweiligen Ratifikations- 
urkunde in Kraft treten. 

Absatz 2 trägt den Bestimmungen des Artikels 102 der 
Charta der Vereinten Nationen und des Artikels 83 des 
Abkommens vom 7. Dezember 1944 über die Internatio- 
nale Zivilluftfahrt (BGBl. 1956 II S. 411) Rechnung. 

Zu Artikel VII 

Gemäß Absatz 1 kann grundsätzlich jeder Staat, der nicht 
Unterzeichnerstaat ist, dem Protokoll beitreten. 

Absatz 2 legt fest, daß der Kreis der beitrittsberechtigten 
Staaten derselbe ist wie derjenige der unterzeichnungsbe- 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 645. Sitzung am 10. Juli 1992 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung : 

Die Zustimmung des Bundesrates ist gemäß Artikel 84 
Abs. 1 GG erforderlich. Das Protokoll ergänzt das Mont- 
realer Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher 
Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt und hat 
demgemäß zur Folge, daß die in dem Montrealer Überein- 


rechtigten Staaten nach Artikel V Abs. 2. Ein Beitritt ist 
daher für einen Vertragsstaat des Montrealer Übereinkom- 
mens oder für einen Staat möglich, der zugleich das 
Montrealer Übereinkommen ratifiziert oder ihm beitritt. 

Absatz 3 ist die zu Artikel VI Abs. 1 Satz 2 parallele 
Inkrafttretensvorschrift im Falle des Beitritts. 

Zu Artikel VIII 

Artikel VIII enthält die bei Ergänzungsprotokollen üblichen 
Kündigungsbestimmungen. Das Protokoll kann somit selb- 
ständig gekündigt werden. Hingegen hat die Kündigung 
des durch das Protokoll ergänzten Montrealer Überein- 
kommens zugleich auch die Kündigung des Protokolls zur 
Folge. 

Zu Artikel IX 

Artikel IX enthält Verpflichtungen der Verwahrregierungen. 
Zur Schlußformel 

Das Übereinkommen ist in englischer, französischer, rus- 
sischer und spanischer Sprache abgefaßt. Alle Sprachen 
sind in der gleichen Weise verbindlich. Der Wortlaut der 
deutschen Übersetzung ist zwischen den Regierungen der 
Bundesrepublik Deutschland, der Republik Österreich und 
der Schweiz vereinbart worden. 


Anlage 2 


kommen enthaltenen allgemeinen Regelungen, insbeson- 
dere Artikel 6, auch auf die durch das Protokoll neu einge- 
fügten Bestimmungen Anwendung finden. Das Montrealer 
Übereinkommen enthält in Artikel 6, insbesondere durch 
die in Artikel 6 Abs. 4 geregelten Anzeige- und Unterrich- 
tungspflichten, Bestimmungen über das Verwaltungs- 
verfahren von Landesbehörden. Das Protokoll enthält 
damit nicht nur materiell-rechtliche Regelungen, sondern 
zugleich auch Vorschriften für das Verwaltungsverfahren 
gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG. Derartige „doppelgesichtige“ 
Normen bedürfen der Zustimmung des Bundesrates (vgl. 
BVerfGE 37, 363, 383, 391 sowie BVerfGE 55, 274, 321). 
Die Regelung enthält auch einen „neuen Einbruch“ in 
die Verwaltungshoheit der Länder, da entsprechende 
Anzeige- und Unterrichtungspflichten hinsichtlich der neu 
eingefügten Straftatbestände bisher nicht bestanden. 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Anlage 3 


Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag 
des Bundesrates nicht zu. 

Der Bundesrat leitet die Zustimmungsbedürftigkeit nicht 
aus Bestimmungen des Montrealer Protokolls vom 
24. Februar 1988, sondern in erster Linie aus Bestimmun- 
gen des Montrealer Übereinkommens vom 23. Februar 
1971 ab, das durch das Protokoll ergänzt wird. Weder das 
Protokoll noch das Übereinkommen enthalten Bestimmun- 


gen im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG. Insbesondere 
Artikel 6 des Übereinkommens regelt nicht das Verfahren 
von Bundesrecht ausführenden Landesbehörden. Artikel 6 
Abs. 1 bis 3 betrifft das Strafverfahren, also ein gericht- 
liches Verfahren und kein Verwaltungsverfahren. Artikel 6 
Abs. 4 begründet Mitteilungspflichten gegenüber anderen 
Staaten, die vom Bund im Rahmen der Pflege auswärtiger 
Beziehungen zu erfüllen sind. 
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